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1
Einleitung 

Die egalitären, steuerfinanzierten Arbeits-
marktregime der nordischen Länder gelten
als erfolgreich, da sie ökonomische Leis-
tungsfähigkeit und Flexibilität mit umfas-
sendem Sozialschutz verbinden. Deshalb
dienen sie seit einiger Zeit wieder als Poli-
tikvorbilder: Anstatt dem angloamerikani-
schen Weg zu folgen, sollten sich die kon-
tinentaleuropäischen Länder eher an den
nordischen Ländern orientieren (Sapir
2005). Es bleibt zwar abzuwarten, ob die
kontinentaleuropäischen Sozialpartner die
Elemente der nordischen Modelle als für
ihre Probleme relevant erachten und sie
überhaupt in den jeweiligen nationalen
Kontext transferierbar sind. Dennoch
möchte der Artikel hierzu einen Beitrag
leisten und untersucht die Anpassungsleis-
tungen nordischer Arbeitsmarktregime in
den letzten Jahrzehnten.

Er skizziert zunächst die Einbettung
der nordischen Arbeitsmarktregime in die
Sozial- und Wirtschaftsordnungen dieser
Länder sowie das Zusammenspiel von
Märkten und Institutionen in der Poli-
tikgestaltung (Abschnitt 2 und 3). In die-
sem Zusammenhang beschreibt der Bei-
trag auch mehrere Unterschiede zwischen
den nordischen und kontinentalen Model-
len, die zuweilen übersehen werden, aber
für einen Politiktransfer zwischen europäi-
schen Sozialmodellen von Bedeutung sind,
weil sie sich als hinderlich erweisen könn-
ten (Abschnitt 4).

Argumentiert wird, dass die Möglich-
keiten für eine ausgehandelte Flexibilität
und Anpassung der nordischen Arbeits-
märkte in entscheidender Weise von dem

abhängig waren. In den frühen Jahren der
Industrialisierung und wirtschaftlichen
Globalisierung vor dem Ersten Weltkrieg
waren es vor allem Organisationen in der
verarbeitenden Industrie, die die Führungs-
rolle bei der Entwicklung landesweiter Tarif-
verhandlungssysteme einnahmen. In den
1930er Jahren wurden dann nationale Ko-
ordinierungsmuster entwickelt, an denen
sich betroffene Branchen ausrichteten, um
mit externen Wettbewerbern und Volati-
litäten umgehen zu können. Kooperatio-
nen zwischen den internationalen Kapital-
märkten und dem Staat spielten oft eine
katalysierende Rolle im Prozess der Indus-
trialisierung, der zeitgleich mit der Ent-
wicklung der Arbeiterbewegung, des Wahl-
rechts und der demokratischen Institutio-
nen zu Beginn des 20. Jahrhunderts statt-
fand.

In Darstellungen traditioneller nordi-
scher Arbeitsmarktmodelle werden häufig
zentrale Indikatoren der Arbeitsmarktor-
ganisation herausgehoben, zu denen fol-
gende gehören:

– Ein hoher gewerkschaftlicher Organisa-
tionsgrad;

Nordeuropäische Muster der Arbeitsmarkt-
anpassung 

Jon Erik Dølvik
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speziellen System der industriellen Bezie-
hungen abhängen. Dieses ist gekennzeich-
net durch das Zusammenwirken mehrerer
Ebenen und das sogenannte „single-chan-
nel-system“, das heißt der ausschließlich
gewerkschaftlichen Vertretung von Arbeit-
nehmerinteressen auf betrieblicher Ebene
in Form von zentralisierter Koordinierung
und dezentralen Verhandlungen. Dabei
werden Themen der Umstrukturierung,
der beruflichen Bildung, der Produktivität
und der Entlohnung miteinander verbun-
den. In den „wiederbelebten“ nordischen
Modellen zeichnet sich daher eine wach-
sende Bedeutung von Verhandlungen und
Dialog zwischen Management und Ge-
werkschaften auf Unternehmensebene ab
(Abschnitt 5). Diese Mikrostruktur der
nordischen Modelle bildet die Grundlage
für ihre Erneuerung (Abschnitt 6), die mit
deutlich unterschiedlichen institutionellen
Anpassungen das Ziel ökonomischer Leis-
tungsfähigkeit und egalitärer Gesellschaf-
ten erreichten (Abschnitt 7).

2
Rahmenbedingungen 
nordischer 
Arbeitsmarktregime

Die klassischen nordischen Arbeitsmarkt-
modelle basierten auf einem dreiseitigen
Zusammenspiel von makroökonomischer
Politik und Industriepolitik, Tarifverhand-
lungen und Arbeitsmarktpolitik sowie So-
zialpolitik, bei dem die Sozialpartner be-
deutende Vermittlerrollen einnahmen. His-
torisch gesehen entwickelten sich die nor-
dischen Modelle in kleinen und offenen
Volkswirtschaften, die in hohem Maße von
internationalen Märkten und dem Handel
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– zentralisierte Kollektivvereinbarungen
und koordinierte Tarifverhandlungen;
– umfangreiche Möglichkeiten zur Arbeit-
nehmervertretung auf betrieblicher und
regionaler Ebene;
– eine gut ausgebaute Regulierung der Er-
werbsarbeit durch Gesetzgebung und Kol-
lektivvereinbarungen.

Häufig wird dabei allerdings übersehen,
dass die nordischen Systeme der industriel-
len Beziehungen sowohl zentralisierter als
auch dezentralisierter als die ihrer kontinen-
taleuropäischen Nachbarn sind. In Nord-
europa finden nämlich mächtige Spitzen-
verbände und Industriegewerkschaften in
einer starken Arbeitnehmervertretung in
den Betrieben1 ihr passendes Gegenstück.
Diese übernehmen im Rahmen der Frie-
denspflicht wichtige Funktionen bei Tarif-
verhandlungen auf Unternehmensebene,
in der Mitbestimmung oder bei der Mobi-
lisierung von Mitgliedern. Neben ihrem
Beitrag zur Legitimierung und („Bottom-
up”-)Verankerung von Gewerkschaften an
der Basis in den Betrieben haben die Mehr-
ebenensysteme der industriellen Beziehun-
gen zu kohärenten, flexiblen und korpora-
tistisch ausgehandelten Anpassungen der
Modelle an Veränderungen geführt (vgl.
Abschnitt 5). Das nordische Arbeitsrecht
enthält häufig Klauseln, die soziale Akteure
ermächtigen, Ausnahmeregelungen, bei-
spielsweise hinsichtlich der Arbeitszeit –
sogenanntes abdingbares oder semi-dispo-
sitives Recht –, zu treffen und es bietet so
auch Raum und Anreize für eine ausge-
handelte Flexibilisierung.

Um die Muster der Anpassung in die-
sen nordischen Modellen allerdings besser
verstehen zu können, müssen die Zusam-
menhänge zwischen dem Erwerbsleben
und anderen wichtigen Politikbereichen im
Auge behalten werden:

– Der Wohlfahrtsstaat basiert auf univer-
sellen, steuerfinanzierten Leistungsansprü-
chen zur Einkommenssicherung  und einer
beschäftigungsorientierten Sozialpolitik,
die Arbeitnehmermobilität und Flexibilität
(„Flexicurity”) unterstützt.
– Es existieren viele öffentliche Dienstleis-
tungen und ein umfangreiches Bildungs-
und Infrastrukturangebot, die den Bürgern
und Unternehmen günstige Ausgangsbe-
dingungen bereitstellen und zu einem ho-
hen Qualifikationsniveau in der Gesell-
schaft und zu hohen Erwerbsquoten beider
Geschlechter führen.

– Es wird eine aktive Arbeitsmarktpolitik
verfolgt und in Ausbildung investiert.
– Die tripartistische Interessenaushand-
lung mit den Schlüsselthemen Konzer-
tierung von makroökonomischer Politik,
Lohnfindung und beschäftigungspolitische
Maßnahmen wird aktiv vom Staat geför-
dert.

Der Prozess der Staatsbildung und die Ent-
wicklung des Wohlfahrtsstaates gingen in
Nordeuropa folglich Hand in Hand mit ei-
ner Integration in die internationale Wirt-
schaftsordnung und haben diese stark be-
einflusst. Durch die zunehmenden Ver-
flechtungen zwischen Wirtschaft, Arbeits-
markt und Sozialstaat konnten nämlich
weder der Staat noch die Arbeitgeber allein
und ohne die Mitwirkung ihrer Gegenspie-
ler Problemlösungen finden. Dies hat dazu
geführt, dass die Gewerkschaften eine er-
hebliche Verhandlungsmacht und großen
Einfluss erlangten.

3
Restrukturierungen 
zwischen Märkten und 
Institutionen 

Wirtschaftliche und industrielle Anpassun-
gen können nicht einfach als Produkt der
Marktkräfte aufgefasst werden; in den nor-
dischen Ländern wird sogar die solidari-
sche Lohnpolitik – einschließlich der ho-
hen Mindestlöhne, die von den Sozialpart-
nern ausgehandelt werden – als wichtig 
für die Produktivitätsentwicklung und Re-
strukturierung erachtet. Das Zusammen-
spiel von wirtschaftlichem Wettbewerb
und koordinierter Lohnpolitik führte durch
die Schaffung eines angemessenen Lohn-
niveaus in Nordeuropa dazu, dass unren-
table Unternehmen aus dem Geschäft ge-
drängt wurden, und diente somit als Vehi-
kel für eine Neuverteilung der Arbeit an
produktivere Unternehmen und Branchen
– auch bekannt als Rehn-Meidner-Modell
der „kreativen Zerstörung“ (LO 1950).
Schließlich trugen die Auswirkungen stren-
ger Umwelt- und Arbeitsauflagen zusam-
men mit einem hoch entwickelten, inlän-
dischen Konsumentenmarkt, der insbeson-
dere auch den Ansprüchen von Doppelver-
dienerfamilien gerecht werden musste, zu
der   Auffassung bei, dass strenge regulati-
ve Rahmenbedingungen und anspruchs-
volle Kunden als produktive Zwänge zu se-

hen seien, die die Unternehmen zu Innova-
tionen anregen (Streeck 1992).

Dementsprechend sahen Gewerkschaf-
ten in Nordeuropa in lokalen „Beschäfti-
gungspakten“, die auf eine nach unten ge-
richtete Flexibilisierung der betrieblichen
Lohnkosten abzielten, keine praktikable
Option. Der gesetzliche Schutz vor be-
triebsbedingten Kündigungen war eher lax
– in Dänemark gab es ihn überhaupt nicht.
In den kleinen offenen Volkswirtschaften
der nordischen Länder wurden Anpassun-
gen und Mobilitätserfordernisse seit jeher
mehr oder weniger als „Tatsachen des Le-
bens“ anerkannt. Die Arbeitskräftemobi-
lität ist somit wesentlich höher als in den
meisten kontinentaleuropäischen Ländern
und wurde durch die relativ großzügigen,
aber zeitlich befristeten Unterstützungsleis-
tungen bei Arbeitslosigkeit (Zuckerbrot)
und die obligatorische Teilnahme an akti-
ven Arbeitsmarkt- und Ausbildungspro-
grammen (Peitsche) gefördert. Diese Maß-
nahmen haben also sowohl zur Mobilität
zwischen Berufen, Branchen und Regionen
beigetragen als auch zu einer Erhöhung der
Beschäftigungsfähigkeit und zum Erwerb
neuer Fähigkeiten, wenn alte überholt er-
schienen. Seit der keynesianisch orientier-
ten Nachkriegszeit ist antizyklische ma-
kroökonomische Politik (trotz äußerer
Zwänge) fester Bestandteil der Beschäfti-
gungspolitik und überzeugt auch lokale
Gewerkschaften von den Vorteilen einer
produktivitätssteigernden Zusammenar-
beit und Anpassung auf Unternehmense-
bene.

Der beschäftigungspolitische Anteil der
Sozialpolitik wurde in den 1960er und
1970er Jahren von der Expansion des öf-
fentlichen Sektors, weiterem Beschäfti-
gungswachstum und sinkender Lohnun-
gleichheit ergänzt. Durch die staatliche Ab-
sicherung individueller Risiken, die im Zu-
sammenhang mit Umstrukturierungen
standen, und die Etablierung eines ange-
messenen Reservationslohns führten die
universellen, steuerbasierten Einkommens-
sicherungssysteme – die nun auch Ehegat-
ten als unabhängige Einzelpersonen be-
handelten – zu einer Steigerung der weibli-
chen Erwerbstätigkeit und der Beteiligung
der Arbeitnehmer an Rationalisierungsplä-

1 Dieses resultiert aus dem sogenannten „single-
channel“-System, d.h. der alleinigen Vertretung
von Arbeitnehmerinteressen auf der betrieblichen
Ebene durch die Gewerkschaften.
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nen sowie einer egalitären Lohnkoordina-
tion. Der universalistische Wohlfahrtsstaat
wurde deshalb als effizientes Arrangement
verstanden, das Umstrukturierungen för-
dert, zur Bildung von Humankapital bei-
trägt und für Gerechtigkeit sorgt. Im Ge-
gensatz zu dem unter Kostendruck stehen-
den öffentlichen Sektor in Deutschland ist
der öffentliche Dienst in den nordischen
Ländern der bedeutendste Arbeitgeber für
Frauen geworden und stärkt die Erwerbs-
beteiligung von Frauen zudem dadurch,
dass er Angebote zur Kinderbetreuung und
Altenpflege zur Verfügung stellt.2 Doch die
Finanzierung dieser Politik war, wie die
Budgetkürzungen in den 1990er Jahren
schmerzhaft verdeutlichten, abhängig von
Wachstum, Beschäftigungssteigerung und
der Ausweitung der Steuerbasis. Insbeson-
dere Dänemark hat so erreicht, dass die in-
direkten Lohnkosten deutlich niedriger als
in den kontinentaleuropäischen Ländern
gehalten werden konnten. Das Steuer- und
Transferleistungssystem, der große Bestand
an guten Arbeitsplätzen und umfassenden
Dienstleistungen sowie die relativ hohe
Lohnuntergrenze beeinflussten die wirt-
schaftliche Nachfrage in einer Weise, die
Unternehmen zwang, sich weiterzuent-
wickeln, wenn sie neues Personal anwer-
ben oder vorhandenes halten wollten. Der
arbeitsorientierte Wohlfahrtsstaat in den
nordeuropäischen Ländern übernahm also
eine Schlüsselrolle bei der Ausgestaltung
der postindustriellen Erwerbsarbeit, die
von höheren Löhnen und weniger Un-
gleichheit gekennzeichnet ist als der Groß-
teil des Dienstleistungssektors in Großbri-
tannien, den USA oder seit Kurzem auch
Deutschland (Schulten 2008). Außerdem
ist auch die Erwerbsquote Geringqualifi-
zierter in den nordischen Ländern höher
als in den meisten anderen OECD-Ländern
(Barth/Moene 2008).

4
Kontinental- und 
Nordeuropa im Vergleich 

Die sozialen Marktwirtschaften in den
kontinentalen und nordischen Ländern
haben einiges gemeinsam, wie eine starke
Sozialpartnerschaft und einen ausgebauten
Wohlfahrtsstaat. Doch im Gegensatz zu 
der Vorstellung, dass die nordischen Mo-
delle sich in erster Linie durch „Politik ge-
gen Märkte“ und Dekommodifizierung3

(Esping-Andersen 1985) von anderen Län-
dern abheben, haben jüngere Studien eher
auf die Bedeutung von offenen und wett-
bewerblichen Produktmärkten sowie einer
Rekommodifizierung der Arbeit durch Ak-
tivierungsmaßnahmen hingewiesen (Huo
et al. 2008), – d.h. also einer „Politik mit
den Märkten“ (Dølvik 2008). Im Hinblick
auf die inzwischen etablierte Unterschei-
dung zwischen koordinierten Marktwirt-
schaften, deren Produktionsregime sich
durch firmen- und branchenspezifische
Qualifikationen auszeichnen, und liberalen
Marktwirtschaften, wo die Produktions-
regime auf generellen Qualifikationen be-
ruhen (Hall/Soskice 2001; Iversen 2005),
befinden sich die nordischen Wirtschaftssys-
teme mit ihrem Augenmerk auf Umschu-
lung, Beschäftigungsmobilität und Markt-
konkurrenz zwischen den beiden Ideal-
typen, die mit Deutschland und den USA
oder Großbritannien in Verbindung ge-
bracht werden (Hassel 2008). Ihre Mischung
aus einer Koordination durch Märkte und
Hierarchien bzw. Institutionen lässt sie als
hybride Gebilde erscheinen (Campbell/
Pedersen 2007).

Ein weiterer Unterschied besteht darin,
dass die bismarckschen Wohlfahrtsstaaten
in den kontinentaleuropäischen koordi-
nierten Ökonomien auf den Schutz der be-
ruflichen Qualifikation und des Einkom-
mens des Berufstätigen in Alleinverdiener-
familien abzielten und die von Alleinver-
dienern abhängigen Familienangehörigen
somit ruhig stellten (Iversen 2005), wäh-
rend die nordischen Wohlfahrtsstaaten im-
mer stärker ihre Aufgabe darin sahen, das
Familieneinkommen durch Bildungsange-
bote, Förderung der Beschäftigungsfähig-
keit und Erwerbsbeteiligung aller Familien-
mitglieder im erwerbsfähigen Alter auf-
rechtzuerhalten. Schließlich darf auch nicht
vergessen werden, dass die nordischen 
Länder – im Vergleich zu Deutschland mit 
seinen komplexen und komplizierten Fi-
nanzierungsstrukturen und seiner mehr-
fachen Spaltung von Bund- und Länder-
kompetenzen – kleine, einheitliche Gebilde
mit weitaus einfacheren Regierungsstruk-
turen darstellen. Die Ausgangsbedingun-
gen für Anpassungen des Arbeitsmarktes
an Veränderungen unterscheiden sich folg-
lich zwischen den Ländergruppen, obwohl
man hier nicht den Wert gegenseitigen 
Lernens oder eines Austauschs zwischen 
eigentlich kontrastierenden Fällen unter-
schätzen sollte.

5
Die Mikrostruktur der 
nordischen Modelle 

Gemeinsame Merkmale zwischen Deutsch-
land und den nordischen Modellen sind die
historisch starke Arbeitnehmerbeteiligung
und die kooperative Zusammenarbeit auf
Unternehmensebene im Hinblick auf Pro-
duktivitätsverbesserungen und Arbeits-
organisation, die in den 1970er Jahren zu-
dem durch eine Arbeitnehmervertretung
in Aufsichtsräten oder in Gremien auf Kon-
zernebene ausgebaut wurde. Im Vergleich
zu den deutschen Betriebsräten besteht ein
wesentlicher Unterschied jedoch in der
Rolle, die nordische Gewerkschaften als
Stimme der Arbeitnehmer auf Betriebs-
oder Unternehmensebene spielen. Die grö-
ßere Stärke der nordischen Spitzenverbän-
de und ihrer ebenfalls einheitlich organi-
sierten staatlichen Gegenspieler hat offen-
bar zu stärker integrierten Tarifverhand-
lungen und Mehrebenenorganisationen
geführt als im deutschen Fall. So wurde die
Entwicklung von relativ koordinierten,
kohärenten, gleichwohl zwischen den Sek-
toren und Ebenen differenzierten Arbeit-
nehmerstrategien vorangetrieben.

Im Vergleich zu Systemen, die überwie-
gend auf Tarifverträgen auf sektoraler Ebe-
ne aufbauen, führt das nordische Muster
der Tarifverhandlungen – in welchem über
die wichtigsten Ziele, Rahmenbedingun-
gen und Grundlohnerhöhungen zentral
entschieden wird und Tarifverhandlungen
auf Unternehmensebene mit zentral ver-
einbarten Kriterien zur Rentabilität, Pro-
duktivität usw. übereinstimmen müssen –
zu starken wirtschaftlichen Anreizen für

2 In den letzten Jahren haben die funktionierende
soziale Infrastruktur und die guten Beschäfti-
gungsaussichten Arbeitsmigranten und ihre Fami-
lien aus Europa angezogen. Die Deutschen bilden
nach den Polen zurzeit die zweitgrößte Gruppe der
Einwandererfamilien in Norwegen und sind die
drittgrößte Gruppe von Arbeitsmigranten allge-
mein (UDI 2008).

3 Durch Verwendung des Begriffs „Dekommodifi-
zierung der Arbeit” wollte Gösta Esping-Andersen
(1985) die Aufmerksamkeit auf die Tatsache len-
ken, dass das staatliche Einkommenssicherungs-
system Arbeitnehmer davor bewahrt, ihre Arbeits-
kraft auf dem Markt um jedem Preis anbieten zu
müssen. Damit reduziert es den Warencharakter
der Arbeit und stärkt die Verhandlungsmacht der
Arbeitnehmerseite.
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einbüßte, änderte sich das politische Klima
in den 1980er Jahren bedeutend. In den
meisten Ländern kam es zu einem Macht-
wechsel von linken zu Mitte-Rechts-Regie-
rungen. Unabhängig von der jeweiligen Re-
gierungsbildung verursachte allerdings ein
politisches Versagen bei der Deregulierung
der Finanzmärkte riesige Blasen auf den 
Finanz- und teilweise auch Immobilien-
märkten. Die rigorose Geldpolitik – mit
sehr hohen Zinssätzen –, die für einen wirt-
schaftlichen Ausgleich sorgen sollte, verur-
sachte letzten Endes starke wirtschaftliche
Kontraktionen und zweistellige Arbeitslo-
senraten. Diese Entwicklung fiel zusam-
men mit hoher Inflation,Währungsabwer-
tungen, stagnierenden Reallöhnen und Ko-
ordinationsversagen in den Verhandlungs-
systemen. Das Koordinationsversagen war
unter anderem Folge von Rivalitäten zwi-
schen Gewerkschaften im privaten und 
öffentlichen Sektor, die wiederum mit Ver-
änderungen in den gewerkschaftlichen
Machtverhältnissen und Sichtweisen zur
Lohngleichheit im Zuge des Wandels von
der Industrie- zur Dienstleistungsgesell-
schaft zusammenhingen.

Während liberal-konservative Regie-
rungen die Entwicklungen in den 1980er
Jahren besonders in Dänemark, Norwegen
und Finnland und schließlich auch in
Schweden grundlegend beeinflussten, bil-
deten sozialdemokratische Parteien zur
Zeit der wirtschaftlichen Umstrukturie-
rung und Erholung in den 1990er Jahren
verstärkt wieder die Regierungen. Einige
einschneidende Anpassungen waren be-
reits von den konservativen Regierungen
umgesetzt worden, aber grundlegende so-
ziale Reformen, die wirtschaftliche Neu-
ausrichtung, die Beschneidung von Sozial-
leistungen und Angleichungen an die Eu-
ropäische Union und den Europäischen
Wirtschaftraum waren noch unerledigt ge-
blieben. Unabhängig von der Regierungs-
zusammensetzung führte diese Zeit der
Krise und Transformationen, begleitet von
technologischen Revolutionen, Postindus-
trialisierung und Eingliederung in den eu-
ropäischen Binnenmarkt, zu einem größe-
ren Spielraum der Marktkräfte in vielen
Bereichen und leitete auch innerhalb der
Arbeiterbewegung Modernisierungspro-
zesse ein.

Die Stellung der Gewerkschaften im
politischen System war geschwächt und ih-
re Beziehungen zu den als arbeitnehmer-
freundlich geltenden Regierungen hatten
häufig gelitten, nicht zuletzt in Schweden,

des Konzepts von flexiblen lokalen Anpas-
sungen, ohne dass das Risiko eines Arbeits-
konfliktes auf Unternehmensebene entste-
hen würde (Stokke/Thörnquist 2001). Sol-
che Prozesse haben innerhalb der zentral
vereinbarten Ziele, Verfahren und Substi-
tutionsvorschriften zu einer erheblichen
Individualisierung der tatsächlichen Ent-
lohnungsmuster geführt (Stokke 2008).
Außerdem hat das Erbe des Kollektivismus
auch die Einführung von individualisierte-
ren Human-Ressource-Management-An-
sätzen eher erleichtert als behindert (Strø-
by Jensen 2007).

Insgesamt scheint es so, als ob die Um-
strukturierungen als Ergebnis von Tarif-
verhandlungen in gegliederten „single
channel“-Systemen mit mehreren Ebenen
– wie in den nordischen Ländern – weniger
anfällig für Widerstände und Konflikte und
eher Anreiz für eine breite Arbeitnehmer-
beteiligung sind als die Strukturen in weni-
ger gegliederten Systemen der industriellen
Beziehungen.

6
Krisen, externer Druck 
und Erneuerung

In den 1980er und 1990er Jahren hatten die
nordeuropäischen Länder zu verschiede-
nen Zeiten mit  massiven Wirtschaftskrisen
zu kämpfen. Der nordische „Dritte Weg“
schien zu erodieren, was in der beträchtli-
chen Kapitalflucht in Schweden im Jahr
1990, dem Sturz der schwedischen Krone
und dem Ausstieg des Arbeitgeberbünd-
nisses (SAF) aus allen sozialen Dialogen
mit der Forderung nach einer marktorien-
tierten Lohnfindung zum Ausdruck kam.
Unter diesem Druck beschloss die schwe-
dische Regierung im Alleingang, die Mit-
gliedschaft in der Europäischen Gemein-
schaft zu beantragen – ein Beispiel, dem
bald auch Finnland, Norwegen und Island
folgten. Besonders in der Gewerkschafts-
bewegung sah man in diesem Schritt einen
weiteren Nagel im Sarg des nordischen Mo-
dells.

Während heute Krisen in Nordeuropa
als Produkt externer Kräfte im Zuge von
Globalisierung und europäischer Integra-
tion verstanden werden, galten die Krisen
in den 1980er und 1990er Jahren als weit-
gehend hausgemacht (Martin 2000). Nach-
dem die Sozialdemokratie ihre Vorherr-
schaft Ende der 1970er Jahre schleichend

die Teilnahme von Arbeitnehmern an In-
novationen und Anpassungen auf Unter-
nehmensebene. Eine zentral vereinbarte
Erhöhung des Mindestlohns und die Ver-
fahren für Tarifverhandlungen auf Unter-
nehmensebene haben somit das gewerk-
schaftliche Engagement gestärkt, gewinn-
steigernde Veränderungen und Umstruk-
turierungen zu unterstützen, da das Recht
auf zusätzliche lokale Verhandlungen in
vielerlei Hinsicht den entsprechenden Ge-
werkschaften einen Anteil im Rahmen ei-
ner gemeinsamen „Gewinnbeteiligung“ ge-
währt.

Die korporatistische Agenda auf Unter-
nehmensebene umfasst deshalb tendenziell
eher Themen der Angebotsseite, wie etwa
Produktivität, Bildungsinvestitionen und
Reorganisation von Arbeit und Produk-
tion. Das Management sieht sich also an-
spruchsvollen Partnern gegenüber, mit 
denen es zuverlässige Abkommen treffen
kann. Diese Abkommen werden gegebe-
nenfalls von Akteuren auf höherer Ebene
legitimiert, falls die Zustände sich ver-
schlechtern. Darüber hinaus haben die
oben erwähnten semi-dispositiven Klau-
seln im Arbeitsrecht die betrieblichen Ak-
teure angeregt, Anpassungen an nationale
Anforderungen zu diskutieren und so An-
reize für eine „ausgehandelte Flexibilisie-
rung“ geschaffen.

Die Kombination von zentralen und
dezentralen Strukturen sowie die enge Ver-
knüpfung zwischen Tarifverhandlungen
und Arbeitnehmervertretung auf betriebli-
cher Ebene haben zu mehr Flexibilität ge-
führt, wie – und auf welcher Ebene – The-
men behandelt werden können. Sie bietet
in den letzten Jahren auch den Rahmen für
eine zentral gesteuerte Dezentralisierung
der Tarifverhandlungen. Da die Ebene, auf
der Verhandlungen über verschiedene The-
men geführt werden können, nach oben
oder unten verschoben werden kann, sind
Themen und Ebenen voneinander abge-
koppelt, was einen gewissen Spielraum für
eine differenzierte Anpassung an den Grad
der De- und Re-Zentralisierung ermöglicht
(wie z. B. in den jüngsten Spitzengesprä-
chen über die Reform der Zusatzversor-
gung in Norwegen). Insbesondere in Schwe-
den und Dänemark zeichnete sich in den
letzten Jahren eine recht weitreichende De-
zentralisierung von Tarifverhandlungen
ab, und zwar einschließlich solcher grund-
legenden Fragestellungen wie Arbeitsent-
gelt und Arbeitszeit. Diese Dezentralisie-
rung führte zu einer weiteren Ausdehnung
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wo  die Gewerkschaften bei Reformen des
Rentensystems nicht beteiligt wurden. Je-
doch führte die Wahrnehmung der Krise
als nationaler Notstand in der Arbeiterbe-
wegung zu einer breiten Akzeptanz von
Veränderungen. Zudem drohte von der da-
maligen Opposition,der rechten Zentrums-
partei, ein noch weitergehender Abbau des
nordischen Modells im Falle eines Macht-
wechsels. Schließlich hatte man wohl auch
einfach Glück, dass die wirtschaftliche Er-
holung in den 1990er Jahren genau in den
Zeitraum des internationalen Wirtschafts-
aufschwungs fiel, dessen Auswirkungen in
der nordeuropäischen Wirtschaft mit klei-
nen Binnenmärkten stärker zum Tragen
kamen als in den größeren kontinental-
europäischen Ländern.

Im Schatten der EU und der Globali-
sierung ebnete so die Wechselwirkung zwi-
schen inländischen Krisen und Druck von
außen den Weg für bedeutende Verände-
rungen in der makroökonomischen Steue-
rung und Regulierung und in den Tarifver-
handlungen. Neben einer erheblichen De-
regulierung auf der Angebotsseite der Wirt-
schaft und einer Neugestaltung der sozial-
und arbeitsmarktpolitischen Leitlinien er-
möglichten diese Anpassungen den nordi-
schen Modellen letztlich, die Krisen mit im
Gegensatz zu vorher eingeschränkten, aber
stärkeren und flexibleren Strategien zu
überwinden.

7
Viele Wege führen nach
Rom

Die Akteure in den nordischen Ländern
reagierten auf die Krisen in den 1980er Jah-
ren mit ganz unterschiedlichen institutio-
nellen Anpassungen. Während Finnland
und Norwegen Tarifverhandlungen im
Einklang mit ihrer Tradition der dreiseiti-
gen Konzertierung rezentralisierten, wur-
den sie in Dänemark und Schweden dezen-
tralisiert und um neue Formen der Koor-
dinierung auf sektoraler Ebene erweitert.
Bezüglich der nationalen Lohnpolitik ha-
ben jedoch alle nordischen Länder den 
Euro-Normen und Lohnsteigerungen bei
ihren wichtigsten Handelspartnern in Eu-
ropa wachsende Aufmerksamkeit gewid-
met. In mehreren Bereichen wurde die
Dauer von Vereinbarungen auf drei Jahre
und in einigen Fällen sogar auf vier Jahre
verlängert. Außerdem wurden bedeutende

Reformen in den Organisationsstrukturen
durchgeführt, die u. a. auch in zahlreichen
Gewerkschaftsfusionen und innergewerk-
schaftlichen Neuordnungen endeten (Wad-
dington 2003).

Angeführt von den Dänen wechselten
alle nordischen Länder um 1990 zu Syste-
men mit quasi festen Wechselkursen, die
sich zunächst an der Deutschen Mark und
dann am Euro orientierten, und setzten
massiv die Zinspolitik als Mittel ein, um
disziplinierenden Einfluss auf die Lohnfin-
dung auszuüben. Dies hatte zur Folge, dass
die Gewerkschaften durch die Anhebung
der Zinsen seitens der zunehmend unab-
hängig waltenden Zentralbanken quasi ab-
gestraft wurden, wenn die Lohninflation in
einem Land über das deutsche bzw. euro-
päische Niveau anstieg – ein Ausdruck der
Europäisierung der Wirtschaftspolitik. Ab-
gesehen von Finnland sind die nordischen
Länder bisher auch noch nicht der Euro-
Zone beigetreten, sodass sie die nationale
Zinspolitik für inländische Stabilisierungs-
maßnahmen nutzen können. Im Gegensatz
zu den großen Euro-Ländern konnten die
kleinen, einheitlich organisierten nordi-
schen Staaten ziemlich schnell wieder ei-
nen ausgeglichenen Haushalt erreichen
und damit einen gewissen Spielraum für
den Einsatz makroökonomischer Maßnah-
men zur Ankurbelung der Arbeitskräfte-
nachfrage während der wirtschaftlichen
Erholung in den 1990er Jahren gewinnen.

Neben steigenden Reallöhnen führte
das Sicherheitsgefühl der Haushalte durch
das doppelte Einkommen aus der Erwerbs-
tätigkeit beider Partner (und das universa-
listische System der sozialen Sicherheit)
vermutlich auch zu einer höheren Nei-
gung, Geld auszugeben und die Nachfrage
anzuregen als im deutschen Fall, wo die
Sparquoten außergewöhnlich hoch liegen
(Soskice/Carlin 2008).

Der Staat übernahm in Nordeuropa
zwar eine aktive Rolle bei der Umsetzung
der Anpassungen im Tarifsystem in den
Krisenzeiten, aber die erheblichen Spar-
maßnahmen – beispielsweise kürzte Schwe-
den in den frühen 1990er Jahren seinen
Haushalt um rund 10 % – und die anschlie-
ßenden Reformen im System der sozialen
Sicherung hätten wohl kaum ohne die en-
gen, wenn auch nicht immer konsensualen
Beziehungen zu den Spitzenverbänden des
Arbeitsmarktes stattfinden können.Als der
Staat schließlich bei der Verwirklichung
wichtiger sozialer Ziele immer abhängiger
von den Sozialpartnern wurde,wie bei der

Bekämpfung des Anstiegs von krankheits-
bedingten Fehlzeiten und der Ausgrenzung
spezieller Gruppen aus dem Erwerbsleben,
kam es zu einer Wiederbelebung der tri-
partistischen Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Sozialpolitik.

Besonders in Dänemark haben der ver-
stärkte Einsatz von Aktivierungsmaßnah-
men, strengere Zumutbarkeitskriterien und
eine verkürzte Dauer der Arbeitslosenleis-
tungen – allerdings immer noch auf einem
vergleichsweise hohen Ausgleichsniveau –
einen zentralen Beitrag zur Wende auf dem
Arbeitsmarkt geleistet. In den letzten Jah-
ren wurden derartige Ansätze auch von 
kostensenkenden und auf Aktivierung zie-
lenden Reformen im Rentensystem unter-
mauert.

Im Gegensatz zu der Annahme, dass die
Globalisierung und die europäische Inte-
gration eine dezentralisierte und flexible
Lohnfindung verlangen, zeigen die unter-
schiedlichen Strategien nordeuropäischer
Anpassung die widersprüchlichen Erfor-
dernisse der Globalisierung (Hyman 1994).
Neben dem Druck zu mehr Flexibilität auf
der Mikroebene haben auch die Öffnung
der Volkswirtschaften und die Sachzwänge
der Geldpolitik die Notwendigkeit, über ei-
nen gewissen Spielraum für makroökono-
mische Anpassungen zu verfügen, verstärkt
(Dølvik 2004). Mit solch widersprüchlichen
Zwängen konnten die nordeuropäischen
Tarifverhandlungssysteme mit zwei Ebe-
nen in den letzten Jahren relativ gut umge-
hen. Die Arbeitgeber in Nordeuropa muss-
ten ihre Absicht, den Arbeitsmarkt zu dere-
gulieren, in den 1990er Jahren zugunsten
des direkten Ziels aufgeben, wieder die
Kontrolle über das aggregierte Lohnwachs-
tum durch koordinierte Lohnverhandlun-
gen zu erlangen. Allerdings stellten sie 
letzten Endes dennoch fest, dass auch die 
Rahmenbedingungen, Kriterien und die
Friedenspflicht in den Tarifverträgen ein
günstiges Umfeld für eine ausgehandelte
Flexibilisierung und diverse Strategien zur
Entwicklung von Humankapital in Unter-
nehmen boten. Die Rufe nach einem ra-
dikalen Wandel oder der Ablösung des 
nordischen Modells sind deshalb schwä-
cher geworden. So hat die 2006 an die
Macht gekommene Mitte-Rechts-Koali-
tion in Schweden ihre ursprüngliche For-
derung nach einer Deregulierung des Ar-
beitsmarktes aufgegeben. Die strategische
Implikation scheint hier zu sein, dass effi-
ziente Koordination und Artikulation
funktionale Alternativen zu Arbeitsmarkt-
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deregulierungen darstellen können (Lind-
gren 2006), die für die Arbeitgeber nach
wie vor die bevorzugte Option sind. Diese
Strategie geht dann nicht auf, wenn die Ge-
werkschaften nicht kooperieren. Die er-
neute zunehmende Wertschätzung der
nordischen Modelle konnte jedoch nicht
verhindern, dass die neue Mitte-Rechts-
Regierung das von den Gewerkschaften
verwaltete System der Arbeitslosenversi-
cherung (Ghent-System) einschränkte und
die Mitgliedschaft in den Gewerkschaften
verteuerte, was in den letzten Jahren zu er-
heblichen Einbußen beim gewerkschaftli-
chen Organisationsgrad und den Einnah-
men geführt hat.

Die nordischen Länder haben es also
geschafft, sich den veränderten Gegeben-
heiten anzupassen und konnten sowohl 
ihre Arbeits- und Wohlfahrtsmodelle als
auch die politische Fähigkeit bewahren,
Einfluss auf die Nachfrageseite auszuüben
und die egalitäre Lohnstruktur auf dem
Arbeitsmarkt zu erhalten. Sie verfolgten
aber auch – teilweise als Anpassung an den
europäischen Binnenmarkt – eine erhebli-
che Liberalisierung der Angebotsseite ihrer
Volkswirtschaften. Dies hat sie näher an die
angelsächsischen Länder im Hinblick auf
Regulierung der Produktmärkte und des
Wettbewerbsrechts rücken lassen als die
kontinentaleuropäischen Länder (Conway
et al. 2005). Im Gegensatz hierzu haben die
auf Aktivierung abzielenden Reformen des
deutschen Sozialstaats in den letzten Jahren
zwar auch die Beschäftigung gefördert,
aber offenbar zum Preis einer steigenden

sozialen Ungleichheit und einer Polarisie-
rung zwischen Zentrum und Peripherie auf
dem  Arbeitsmarkt (Hassel 2008). Mit zu-
nehmender Migration und Entsendung
von Arbeitskräften aus den neuen Mit-
gliedstaaten der EU wird auch in den nor-
dischen Ländern ein wachsender Niedrig-
lohnsektor zum Problem und verweist auf
die Notwendigkeit eines angemessenen
Mindestlohns auf europäischen Arbeits-
märkten. Dieses Thema ist durch die jüngs-
ten Urteile des Europäischen Gerichtshofes
in den Fällen Laval und Rüffert, bei denen
die schwedische und deutsche Art und Wei-
se der Lohnfindung als unvereinbar mit
den Bestimmungen zur Freizügigkeit der
Arbeitnehmer in der Europäischen Ge-
meinschaft erklärt wurde, zum gemeinsa-
men europäischen Problem geworden. Zur
gleichen Zeit scheint  das ausufernde Kapi-
talwachstum an der Spitze der Einkom-
mensskala sich ebenfalls zu einem gesamt-
europäischen Problem, das auch die nordi-
schen Staaten einschließt, zu entwickeln,
was die Notwendigkeit von Innovationen
sowohl am unteren als auch am oberen En-
de der Einkommensskala belegt.

8
Die nordischen Modelle –
Orientierung für 
Deutschland? 

Es kann nicht bestritten werden, dass die
wirtschaftlichen und politischen Bedin-

gungen für Anpassungen und Reformen in
den nordischen kleinen und offenen Volks-
wirtschaften günstiger als im wiederverei-
nigten Deutschland sind. Trotzdem scheint
es im Hinblick auf den jüngsten Auf-
schwung in der deutschen Wirtschaft er-
wähnenswert, dass in den nordischen Län-
dern nahezu Vollbeschäftigung erreicht
wurde, ohne dass niedrige Lohnniveaus
oder niedrigproduktive Sektoren in einer
solchen Größenordnung hingenommen
wurden, wie es derzeit in Deutschland der
Fall ist. Mit Blick auf die demografisch 
bedingte Schrumpfung des Arbeitskräfte-
angebots und eine mögliche Arbeitneh-
merknappheit auf europäischen Arbeits-
märkten in den nächsten Jahren könnten
Voraussetzungen für eine Beseitigung, zu-
mindest einen Rückbau segregierter Ar-
beitsmärkte geschaffen werden, obwohl ei-
ne verstärkte Einwanderung von Arbeits-
kräften aus den neuen Mitgliedstaaten 
diese Aufgabe auch erschweren dürfte.
Trotzdem scheint man sich aktuell einem
Wendepunkt in der europäischen Arbeits-
marktpolitik zu nähern,an dem eine grund-
sätzliche Entscheidung fallen muss: Entwe-
der setzt man die aktuellen Trends fort und
gelangt damit fast irreversibel zu einem Eu-
ropa zweier Klassen, analog zu den Ver-
hältnissen in den USA, oder aber man lei-
tet Maßnahmen ein, die den aufkommen-
den Arbeitskräftemangel nutzen, um die
Qualität der Arbeit und die Löhne am un-
teren Ende der Skala zu verbessern.
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